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Wir kämpfen weiter!  
Es gibt keinen Stillstand. Die Bewegung für mehr Personal in 
Krankenhäusern breitet sich weiter aus.

In Essen und Düsseldorf wurde 
nach harten Arbeitskämpfen eine 
Regelung erstritten. Wegen des 
beeindruckenden Durchhaltever-
mögens der Kolleg*innen an den 
Unikliniken konnten Zusagen von 
jeweils 180 Vollzeitstellen, davon 
jeweils 40 Vollzeitstellen in nicht-
pflegerischen Berufsgruppen er-
reicht werden. Ein System zur Per-
sonalbemessung soll eingeführt 
werden, inklusive eines Konse-
quenzenmanagements, das bereits 
nach spätestens drei Tagen greift. 

Großer Erfolg

Das ist ein großer Schritt nach 
vorn, und es wird wichtig zu se-
hen, wie dies in der Praxis wirkt. 
In Homburg im Saarland hatten 
sich nach Ablauf eines Ultimatums 
knapp 98 Prozent der ver.di Mitglie-
der für unbefristeten Streik ausge-
sprochen. Jedoch brach der Arbeit-
geber nach vorheriger Blockade 

plötzlich ein und es konnte eine 
Einigung erzielt werden. Es ist sehr 
gut zu erkennen, wie die Beschäf-
tigten von den Erfahrungen ihrer 
Kolleg*innen der anderen Kliniken 
lernen konnten. 

Bisher wurden nur große Uniklini-
ken bestreikt. Die Ausweitung auf 
weitere Kliniken bundesweit wäre 
nötig und wünschenswert; z.B. 
am Klinikum Augsburg, wo nach 
Scheitern der Verhandlungen nun 
die Urabstimmung ansteht.

Volksbegehren 

Eine weitere Protest- und Kampf-
form stellen die Volksbegehren 
in Berlin, Hamburg, Bayern - und 
demnächst auch in Bremen dar. 
Hier geht es darum, die Landes-
krankenhausgesetze so zu verän-
dern, dass verbindliche Personal-
vorgaben und Hygienestandards in 
allen Krankenhäusern eingeführt 

werden. Über das Unterschriften-
sammeln gibt es viele Möglichkei-
ten, mit Menschen ins Gespräch 
zu kommen und darzustellen, dass 
Gewinn- und Erlösorientierung im 
Gesundheitswesen nichts zu su-
chen haben. 

In vielen Städten haben sich Bünd-
nisse gegründet, die diese Volks-
begehren unterstützen und durch-
führen. Am 8./9./10. November wird 
es in Hamburg ein Vernetzungs-
treffen geben (siehe Rückseite).

Wie weiter?

Die Proteste beginnen Wirkung zu 
zeigen. Jetzt gilt es weiter zu ma-
chen, um die Bewegung bundes-
weit zum Erfolg zu führen. Regel-
mäßige ver.di-Aktivenkonferenzen 
sowie bundesweite und regionale 
Bündnistreffen zum Austausch 
über Taktiken, Erfahrungen und für 
die gemeinsame Planung von Stra-
tegien sind notwendig. Wir sollten 
uns vernetzen, um entsprechend 
Druck von unten aufzubauen.
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Herzschlag: 
Eure Zeitung

Wir sind Kolleg*innen aus Kranken-
häusern in Bremen, Berlin, Dresden, 
Hamburg und meinen, dass unsere 
Bewegung für mehr Personal viel 
stärker werden muss. Dafür brau-
chen wir einen besseren Austausch 
untereinander, um uns zu koordinie-
ren und zu vernetzen. Dazu wollen 
wir mit der Zeitung einen Beitrag 
leisten. Wir hoffen, dass noch viele 
andere Kolleg*innen mitmachen. 
Wir setzen nicht auf Lobbyarbeit 
und wir haben auch keine Illusionen 
in die leeren Versprechen von Mi-
nistern der jetzigen Regierung. Nur 
Druck von unten kann etwas verän-
dern - hin zu einer bedarfsgerech-
ten Personalausstattung und einem 
Gesundheitswesen im Intereses der 
Bevölkerung und nicht der Konzer-
ne. 

Schreibt uns!
Ariane Müller, Krankenschwester, Betriebs-
ratsmitglied, ver.di Betriebsgruppe Klinikum 
Bremen Mitte*
Dorit Hollasky, Sozialarbeiterin, Sprecherin 
ver.di Betriebsgruppe Städt. Klinikum Dres-
den*
Silvia Habkost, Krankenschwester, ver.di Be-
triebsgruppe Vivantes Berlin*
Stephan Gummert, Krankenpfleger, ver.di Be-
triebsgruppe Charité Berlin*
*Funktionsangaben nur zur Kenntlichma-
chung der Person
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Ohne uns läuft 
nichts!

Wir dokumentieren hier einen Beitrag aus „uns reichts“ - Zeitung der 
unabhängigen Betriebsguppe Klinikum Bremen Mitte

Liebe Kolleg*innen, 

wir sollten so ein ein Bewusstsein 
der Stärke und des Stolzes entwi-
ckeln, dass die Arbeitgeber und die 
politischen Entscheidungsträger 
uns nicht mehr wie bisher abkan-
zeln können. Ohne uns läuft im 
Krankenhaus rein gar nichts. Wir 
erarbeiten die Kohle, die andere 
aufsaugen. Wenn wir wollen stehen 
alle Räder still. 

Wir arbeiten gerne im Krankenhaus, 
wir pflegen gerne die Patient*innen, 
aber nur unter den Bedingungen, 
die wir mit unserem Gewissen ver-
einbaren können. Wir sind keine 
Sklaven, wir sind keine Schachfi-
guren. Die Ausbeutung unserer Ar-
beitskraft muss endlich ein Ende 
haben. 

Wir haben nichts mehr zu verlieren 
als unsere Würde. Mit Kuchenkrü-
mel als Almosen wie bisher können 
sie uns nicht mehr ruhig halten. 
Auch mit einem Stück Sahnetorte 
lassen wir uns nicht mehr einwi-
ckeln. Wir wollen die ganze Torte. 

Denn wenn wir etwas im Gesund-
heitssystem erreichen wollen, 
müssen wir die Machtfrage stel-
len. Wir müssen den Druck auf die 
politischen Entscheidungsträger 

permanent hoch halten und ohne 
bundesweite Streiks und einen flä-
chenhaften Krankenhausaufstand 
werden wir nichts erreichen.

Wir wollen u.a.: 

- eine verbindliche gesetzliche Per-
sonalbemessung nach Bedarf in al-
len drei Schichten 
- keine Nacht alleine 
- neues Normalarbeitsverhältnis: 
32-Stundenwoche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich 
- Abschaffung des Fallpauschalen-
systems 
- Rücknahme aller Privatisierungen 
massive Investitionen durch Bund 
und Länder 
- deutlich bessere Bezahlung für 
alle in der Pflege 
- Tarifverträge für alle – auch für die 
Service- und Reinigungskräfte, die 
allgemeinverbindlich sind 
- Ausbildungsoffensive auf Grund-
lage der höheren Attraktivität der 
Berufe 
- Verstaatlichung der Gesundheits-, 
Medizingeräte- und Pharmakonzer-
ne unter demokratischer Kontrolle 
und Verwaltung durch Beschäftig-
te, Gewerkschaften, Bund/Länder/
Kommunen.

www.betriebsgruppen.de/
bgunsreichts

Ansichten und Aktuelles
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Wir lassen uns nicht 
kaputtSpahn!  

Für gesetzliche Personalbemessung nach Bedarf!
von Dorit Hollasky

Mit dem vom Kabinett Anfang Au-
gust beschlossenen Gesetz, welches 
in diesen Wochen im Bundestag be-
raten wird, wird es keine wirkliche 
Lösung des Personalmangels in der 
Pflege geben. Zwar soll die Finanzie-
rung von Pflegepersonal zunächst 
aus den DRG’s (Fallpauschalen) he-
rausgenommen werden.

Das ist unmittelbar ein Zugeständ-
nis, das nur durch den massiven 
Druck der Bewegung erreicht wer-
den konnte. Allerdings wäre es 
nötig, alle anderen Berufe in den 
Krankenhäusern auch aus diesem 
Fallpauschalensystem heraus zu 
nehmen. 
In Zukunft droht allerdings ein neu-
er Pferdefuß. Über ein komplizier-
tes Verfahren sollen „Nurse Related 
Groups“ (NRG’s) eingeführt werden, 
die sich auf die nach Wirtschaft-
lichkeit ausgerichteten DRG’s bezie-
hen würden. Außerdem sollen so-
genannte Pflegepersonalquotienten 
ermittelt werden. Diese sollen sich 
am völlig unzureichenden Ist-Zu-
stand orientieren, anstatt an dem, 
was für eine patientengerechte Ver-
sorgung gebraucht würde. Stattdes-
sen hat die LINKE einen Antrag ein-
gebracht, in dem sie unter anderem 
fordert, weitere Berufsgruppen aus 

der DRG-Berechnung herauszuneh-
men und außerdem die Regelung 
zu den Pflegepersonalquotienten zu 
verwerfen und stattdessen ein „pfle-
gewissenschaftlich ermitteltes und 
valides Instrument zur Ermittlung 
des Personalbedarfs zu entwickeln“.
( linke-fraktion.de) Es steht zu be-
fürchten, dass solche sinnvollen 
Ansätze keine Mehrheit erlangen.

Untergrenzen verhindern

In welche Richtung die Regierung 
geht, zeigen die in einer Verordnung 
des Gesundheitsministeriums vor-
ab festgesetzten Untergrenzen, die 
übergangsweise gelten sollen. ver.di 
kritisiert: „Eine Pflegekraft für zehn 
bis 24 Patient/innen – das ist nicht 
mehr als die Zementierung und Le-
gitimierung der miserablen Perso-
nalausstattung. Auch die erlaubte 
Quote für Hilfskräfte ist zu hoch. (...) 
Pflegehilfskräfte, Stationsassisten-
tinnen und Leitungskräfte dürfen 
nicht eingerechnet, sondern nur zu-
sätzlich eingesetzt werden.“
( gesundheit-soziales.verdi.de )

Derartige Untergrenzen sind Teil 
der kapitalistischen Marktlogik und 
bedeuten, dass in den Krankenhäu-
sern, die über den festgelegten Un-
tergrenzen liegen, perspektivisch 
sogar noch Personal abgebaut wür-

de! Stattdessen brauchen wir eine 
bedarfsgerechte und gesetzliche 
verbindliche Personalbemessung 
im Interesse von Patient*innen und 
Personal.

Nachtrag
Kurz vor unserem Redaktions-
schluss hat Spahn die Rechtsver-
ordnung für besonders Pflege-sen-
tensive Bereiche im Krankenhaus 
unterschrieben. Ab dem 1. Januar 
2019 gelten Untergrenzen für den 
Einsatz in zunächst vier Bereichen 
(Intensivstation, Kardiologie, Geri-
atrie und Unfallmedizin).Konkret 
sollen etwa auf Intensivstationen 
in der Tagesschicht 2,5 Patient*in-
nen auf eine Pflegekraft kommen, 
in der Nachtschicht 3,5 zu 1. Ab 
Januar 2021 sollen dann in der Ta-
gesschicht 2 Patient*innen auf eine 
Pflegekraft kommen, in der Nacht-
schicht ist dann das Verhältnis 3 zu 
1. Dies bedeutet auf der Intensivsta-
tion 3 im Klinikum Bremen Mitte so-
gar eine Verschlechterung Diese In-
tensivstation hat 16 Betten. In allen 
3 Schichten arbeiten 6 Pflegekräfte. 
Auch in der Nachtschicht finden z.B. 
Transporte (Op, CCT) statt, werden 
z.B. Venenkatheter gewechselt und 
es gibt Verlegungen und Aufnah-
men. Schon jetzt ist diese Schicht-
besetzung nicht ausreichend. ( am)

Diagnose und Therapievorschläge 
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Solidaritätsbündnis in Berlin 
In vielen Städten haben sich Solidaritätsbündnisse gegründet, um den 
Kampf für mehr Personal zu unterstützen. Nachdem in Berlin und 
Hamburg die ersten Volksentscheide auf Landesebene gestartet wurden, 
haben sich nun auch Kolleg*innen in Bayern und Bremen angeschlossen.  

Berlin

von Silvia Habekost

Als Unterstützung für die Tarif-
kämpfe für mehr Personal an der 
Charité entstand 2013 das „Bünd-
nis Berlinerinnen und Berliner für 
mehr Personal im Krankenhaus“. 
Es wird getragen von vielen akti-
ven Kolleginnen und Kollegen aus 
Berliner Krankenhäusern sowie 
diversen politischen Gruppen und 
Initiativen. 

Das Bündnis hat einerseits eine 
wichtige Rolle in der Unterstützung 
der Tarifauseinandersetzung an der 
Charité während der Streiks über-
nommen; andererseits wurden und 
werden vielfältige Aktionen initi-
iert und unterstützt: 

- die Tarifkämpfe der Tochterunter-
nehmen von Charité und Vivantes 

-  die TVÖD Runden 2016 und 2018 
(Vivantes/Charité)

-  die Berlin-weite Petition zur Ver-
ankerung von verbindlichen Per-
sonalvorgaben im Landeskranken-
hausplan – 7000 Unterschriften 
wurden gesammelt und übergeben

- Unterstützung und eigene Aufru-
fe zur Demonstration am Frauen-
kampftag am 8. März

- viel Öffentlichkeitsarbeit durch ei-
gene Pressemitteilungen und Pres-
sekonferenzen

Im Sommer 2017 entschied sich das 
Bündnis einen Volksentscheid für 
mehr Personal im Krankenhaus zu 
initiieren. Ein Gesetzentwurf als 
Ergänzung für das Landeskran-
kenhausgesetz wurde geschrieben 
und als „Volksentscheid für gesun-
de Krankenhäuser“ eingereicht. In 

der Zeit von Februar bis Juni wur-
den fast 50.000 Unterschriften ge-
sammelt – davon 40.000 als gültig 
anerkannt. Zum Zeitpunkt der He-
rausgabe dieser Zeitung dauert die 
rechtliche Prüfung des Senats noch 
an. 

Der Landesbezirksfachbereichsvor-
stand hat den Berliner Volksent-
scheid von Beginn an unterstützt 
und auch erreicht, dass der Be-
zirksvorstand, der Landesbezirks-
vorstand sowie der Landesvorstand 
des DGB-Bezirks Berlin-Branden-
burg mit ins Boot kamen.

Beginnend mit dem Leuchtturm 
Charité hat nun auch die Gründung 
eines Unterstützungsbündnisses 
und dem ersten Volksentscheid für 
mehr Personal im Krankenhaus Si-
gnalwirkung im Rahmen der bun-
desweiten Bewegung für Entlastung 
entfaltet. Bundesweit sind über ein 
Dutzend vergleichbarer Bündnisse 
entstanden. Weitere Volksentschei-
de bzw. Volksbegehren gibt es in-
zwischen in Hamburg und Bayern 
sowie demnächst auch in Bremen.

Solidaritätsbündnisse
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Volksentscheide  
Volksentscheid in Bremen

von Ariane Müller

Laut der Gewerkschaft ver.di fehlen 
etwa 1.600 Stellen in Bremens Kran-
kenhäusern.

Seit Jahren kämpfen die Pflege-
kräfte auch in Bremen gegen die 
krankmachenden Arbeitsbedin-
gungen und für mehr Personal im 
Krankenhaus. Der nächste Schritt, 
um das Wohl und die Sicherheit von 
Patient*innen zu gewährleisten 
und um durch eine spürbare Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen 
den Pflegeberuf aufzuwerten, wird 
in Bremen das Volksbegehren „Für 
mehr Krankenhauspersonal“ sein. 
Am 23. Oktober werden wir in einer 
Pressekonferenz das Volksbegeh-
ren der Öffentlichkeit vorstellen. 
Wir werden ab Ende Oktober mit 
der Stimmensammlung starten. In 
der ersten Stufe brauchen wir in 
Bremen etwas über 5.000 Stimmen. 
Die Hauptinitiatoren sind das „Bre-
mer Bündnis für mehr Personal im 
Krankenhaus“, „ver.di Bremen“, „Die 
Linke Bremen“ und der „Verein de-
mokratischer Ärztinnen und Ärzte“.

Die Inhalte des Bremer Volksent-
scheids:

Qualitätsanforderungen – Fach-
kräfte sichern eine hohe Pflegequa-
lität, Fachkräftequoten sind deshalb 
zu erhöhen und Mitarbeiter*innen 
zu qualifizieren.

Gesetzliche Personalbemessung – 
Personalvorgaben in Krankenhäu-
sern und Altenpflegeeinrichtungen 
nach Bedarf

Als Grundlage kann hier z.B. eine 
modernisierte Regelung über Maß-
stäbe und Grundsätze für den Per-
sonalbedarf in der stationären 
Krankenpflege, kurz Pflegeperso-
nal-Regelung (PPR), zurückgegrif-
fen werden.

Personalplanung – Krankenhäu-
ser und Altenpflegeeinrichtungen 
erstellen jährlich eine Planung, die 
die Vorgaben an die Fachkräftequo-
te und der Personalbemessung er-
füllen. Erfahrungswerte zu z.B. Aus-
fallzeiten sind zu berücksichtigen.

Kontrollmöglichkeiten – Am Ende 
eines jeden Kalenderjahres erstellt 
jede Einrichtung einen Bericht über 
die Erhaltung der Personalplanung. 

Sanktionsmöglichkeiten – werden 
die Vorgaben (wiederholt) nicht 
eingehalten, ordnen die zustän-
digen Behörden Maßnahmen an. 
Dazu gehören auch Reduzierungen 
der Betten-, Behandlungs- und Ope-
rationskapazitäten.

Volksentscheid in Bayern 

von Stefan Reifberger 

In Bayerns Krankenhäusern fehlen 
12.000 Pflegekräfte. Dagegen ist im 
August das Volksbegehren „Stoppt 
den Pflegenotstand an Bayerns 
Krankenhäusern“ gestartet. Das ist 
nach Berlin und Hamburg das erste 
Volksbegehren in einem Flächen-
land. In der ersten Phase mussten 
25.000 den Antrag auf Zulassung 
unterzeichnen, das haben wir jetzt 
schon mit 102.137 Unterschriften 
übertroffen. Danach folgt das ei-
gentliche Volksbegehren, bei dem 
sich zehn Prozent der Stimmbe-
rechtigten amtlich eintragen müs-
sen. Viele Menschen engagieren 
sich gerade beim Sammeln. Das 
führt auch dazu, dass wir uns lan-
desweit vernetzen, eine gute Vor-
aussetzung für den bundesweiten 
Kampf! 

Kampagnen 
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Streiks an Unikliniken in NRW 
Durch die Entschlossenheit und Kampfbereitschaft der Kolleg*innen an 
den Unikliniken in Düsseldorf und Essen im Sommer konnten weitere 
Erfolge im Kampf für mehr Personal erzielt werden. Wir dokumentieren 
hier in gekürzter Fassung einen Bericht aus Essen. 

Alexandra Willer

In diesem Streik ist die bislang eher 
ohnmächtige, individuelle Wut zum 
ersten Mal in Entschlossenheit um-
geschlagen ‒ in die Entschlossen-
heit, gemeinsam etwas dagegen zu 
unternehmen. Entsprechend war 
auch die allgemeine Forderung: 
Mehr Personal und Entlastung für 
alle! 

Minderheitenstreik

Unser Streik war ein Minderhei-
tenstreik. Wir waren in Essen durch-
schnittlich zwischen 200 und 350 
Streikende pro Tag. Doch diese Min-
derheit war sehr entschlossen. Der 
Vorstand hat vieles versucht, um 
diese Entschlossenheit zu unter-
höhlen und den Streik zu beenden. 
Doch nichts davon hat funktioniert. 
Die große Mehrheit der Streikenden 
hat über Wochen fast täglich bei Ak-
tionen nach innen wie nach außen 
mitgemacht. Sie haben ihren Streik 
selber in die Hand genommen.

Über 15 verschiedene Berufsgrup-
pen waren beim Streik dabei: Pflege-

kräfte, Servicekräfte, Reinigerinnen, 
Elektriker, Labor- und Röntgenas-
sistentinnen, Erzieherinnen, An-
gestellte der Verwaltung und viele 
mehr. Außerdem haben Beschäftig-
ten der Tochtergesellschaften des 
Uniklinikums Düsseldorf mitge-
streikt. Eine Forderung unseres 
Streiks war, dass die Beschäftigten 
der Tochterfirmen endlich einen Ta-
rifvertrag bekommen.Am Ende wa-
ren die Vorstände gezwungen, auch 
mehr Personal für die nicht-pflege-
rischen Berufe herauszurücken und 
Tarifverhandlungen mit den Toch-
tergesellschaften zuzusagen. 

Solidarität

Wir haben nicht nur von den eige-
nen Kolleginnen und Kollegen viel 
Solidarität erfahren, sondern auch 
von den Patient*innen und Angehö-
rigen. Wir sind zu rund 20 anderen 
Krankenhäusern gefahren, zu ver-
schiedenen anderen Betrieben, in 
zahlreiche Stadtteile. Und überall 
haben wir fast ausnahmslos Solida-
rität erfahren, die Menschen haben 
uns mit ihrer Unterschrift und teil-
weise auch finanziell unterstützt. 

Was erreicht wurde

Dennoch war das Kräfteverhält-
nis nicht einfach: ein paar hundert 
Streikende gegen den Vorstand, die 
Landesregierung und den bundes-
weiten Arbeitgeberverband. Umso 
beeindruckender ist es, was die 
Streikenden durch ihre Entschlos-
senheit und die breite Solidarität 
haben durchsetzen können.

    • 180 zusätzliche Arbeitsplätze 
pro Klinikum, darunter 40 für die 
nicht-pflegerischen Berufe, 

    • verpflichtende Besetzungen 
auf den Stationen, bei deren Unter-
schreitung Maßnahmen bis hin zu 
Bettenschließungen ergriffen wer-
den müssen 

          • und Tarifverhandlungen für 
die Tochterfirmen. 

Erfahrungen

Doch ein noch größerer Erfolg sind 
all die Erfahrungen, die gemacht 
wurden: Das Bewusstsein und 
Selbstbewusstsein, das hunderte 
Streikende gewonnen haben und 
der Zusammenhalt über die Berufs-
grenzen hinweg, der in dem Kampf 
entstanden ist.

Betriebliche Aktionen 
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Kämpfen lohnt sich! 
Mit dem Kampf für das kostenlose ÖPNV Ticket am Uniklinikum 
Frankfurt konnte ein materieller Erfolg erreicht werden. Außerdem 
wurden Kolleg*innen zum ersten Mal aktiv. 
Interview mit Richard Ulrich, Gesundheits- und Krankenpfleger am 
Uniklinikum Frankfurt, aktiv in ver.di

Ihr habt vor Kurzem das Hessen-
ticket für die Beschäftigten er-
kämpft. Worum genau ging es?

In der Tarifauseinandersetzung für 
die Beschäftigten des Landes Hes-
sen konnte 2018 ein Freifahrtticket 
für den öffentlichen Personennah-
verkehr in Hessen durchgesetzt 
werden. Das Problem war, dass das 
Uniklinikum einen Haustarifver-
trag hat, obwohl der Eigentümer 
das Land Hessen ist, und deshalb 
das Ticket nicht für uns galt. Die 
Ärzt*innen konnten sich aber das 
Hessenticket erstreiten, was zu 
begrüßen war, wodurch aber die 
Ungleichheit im Betrieb vergrößert 
wurde. Gerade diejenigen mit höhe-
ren Gehältern bekamen zusätzlich 
das Hessenticket, aber die Mehr-
heit der Belegschaft ging leer aus.        

Das führte zu großem Unmut.

Mit welchen Aktionen habt ihr den 
Druck erzeugen können?

Wir starteten mit einer Unter-
schriftensammlung, wo fast 4500 
Unterschriften gesammelt wurden. 
Außerdem organisierten wir zwei 
aktive Mittagspausen und eine grö-
ßere Protestaktion am 23. Juli mit 
etwa 250 Kolleg*innen. Hierüber 
gab es viele Presseberichte bis hin 
zur  Hessenschau. 

Vorher hatten wir noch die Akti-
on „Gesicht zeigen“ gestartet. Hier 
wurden Fotos auf Stationen und in 
Abteilungen von Kolleg*innen ge-
macht, mit Plakaten, auf denen das 
Ticket gefordert wurde. Das führ-
te dazu, dass die Kolleg*innen in       

ihren Teams mehr diskutierten 
und sich als aktiver Teil der Kam-
pagne sahen. 

Hat das einen positiven Effekt auf 
das Ansehen von ver.di gehabt? 
Wie macht ihr weiter?

ver.di wird als aktive Organisa-
tion wahrgenommen. Vor allem 
war die Lehre, dass Kämpfen sich 
lohnt. Wir wollen ausgehend von 
der Kampagne neue Mitglieder für 
ver.di gewinnen. Wir sammeln jetzt 
auch Unterschriften dafür, dass 
auch Beschäftigte der ausgeglie-
derten Service-Betriebe das Ticket 
bekommen. 

Nicht zuletzt hat uns die Kampa-
gne gegen den Personalnotstand, 
inklusive der Streiks in den Unikli-
niken in Essen und Düsseldorf, 
geholfen. So ist die Öffentlichkeit 
sensibilisiert für die Probleme der 
Beschäftigten in den Krankenhäu-
sern und es hat eine ermutigende 
Wirkung. 

Betriebliche Aktionen

Foto: Ralf Quadflieg
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9.-11. November:
Bundesweites Bündnistreffen

von Ariane Müller

Auf der Demo am 22. September 
2018 in Hamburg, organisiert vom 
Hamburger Pflegebündnis, forder-
ten 1500 Pflegekräfte, Hebammen, 
Ärzt*innen und Patient*innen die 
umgehende Umsetzung der Vor-
schläge der Volksinitiative gegen 
den Pflegenotstand im Kranken-
haus durch die Bürgerschaft. In 
der ersten Stufe wurden innerhalb 
von drei Wochen die benötigten 
Unterschriften gesammelt, um 
den nächsten Weg des Volksent-
scheids zu gehen. 

Die Demonstrant*innen waren 
besonders empört über das Ver-
halten der Regierungsparteien. 
Diese verweigern weitere Gesprä-
che und wollen das Hamburger 
Verfassungsgericht anrufen, wenn 
das Volksbegehren vom Bündnis 
im Oktober eingereicht wird. 

Damit ist dann auch klar, dass der 
Zeitplan für den Volksentscheid 
zur Bürgerschaftswahl 2020 nicht 
mehr eingehalten werden kann. 
Aber in Bayern unterstützt die 
SPD und die Grünen den inhaltlich 
identischen Gesetzesvorschlag 

der Volksinitiative für ein Volks-
begehren „Gegen den Pflegenot-
stand“.

Kolleg*innen aus Berlin, Bremen 
und NRW unterstützten die starke 
und stimmungsvolle Demo. Be-
sonders der Redebeitrag von den 
Streiks an den Unikliniken Düs-
seldorf und Essen wurde mit sehr 
großem Interesse  aufgenommen. 
Das anfangs sonnige Wetter war 
uns auch wohlgesonnen. Denn 
kaum war die Abschlusskundge-
bung auf dem Gänsemarkt been-
det, fing es an zu regnen.

 Das Hamburger Bündnis lädt alle 
Bündnisse, Kolleg*innen, verdi-Ak-
tive und unabhängige Betriebsgrup-
pen zu einem ersten bundesweiten 
Treffen vom 9. bis zum 11.11.2018 
in der Heinrich-Wolgast-Schule in   
Hamburg ein. 
Das Treffen beginnt am Freitag-

abend um 18.00 Uhr und endet am 
Sonntag um 12.00 Uhr. Es sind u.a. 
am Samstag 4 Arbeitsgruppen 
(Volksbegehren, Tarifauseinan-
dersetzungen, Aktionen einschl. 
Streiks, Öffentlichkeitsarbeit) vor-
gesehen. Am Samstagabend um 
21.00 Uhr wird für uns der neue Film 

„Der marktgerechte Patient“ von 
Leslie Franke und Herdolor Lorenz 
(Premiere am 8.11.2018) gezeigt. 

Bitte meldet euch rechtzeitig an 
(auch wegen der Schlafplätze) und 
wenn ihr Fragen habt unter info@
pflegenotstand-hamburg.de.

Erfolgreiche Demo in 
Hamburg


